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Einige Fragen der Rechtsprechung des Obersten Gerichts 
bei Streitigkeiten über den Arbeitslohn *

Das Plenum des Obersten Gerichts wird sich im Sep­
tember dieses Jahres mit dem Beitrag beschäftigen, den 
die Gerichte durch ihre Rechtsprechung auf dem Ge­
biet des Arbeitslohns zur Verwirklichung des neuen 
ökonomischen Systems der Planung und Leitung der 
Volkswirtschaft leisten. Dazu wird die Arbeit der Ge­
richte bei der Lösung der Lohnstreitigkeiten und die 
gesellschaftliche Wirksamkeit dieser Tätigkeit analy­
siert werden. Das Plenum wird die besten Erfahrungen 
der gerichtlichen Tätigkeit auf diesem Gebiet verallge­
meinern und zu einigen Fragen Stellung nehmen, 
deren einheitliche Beantwortung für die Praxis von Be­
deutung ist.

Wesen und Bedeutung der Streitigkeiten 
über den Arbeitslohn
Die Entscheidung von Lohnstreitigkeiten nimmt in der 
Tätigkeit der Kreis- und Bezirksgerichte (Kammern und 
Senate für Arbeitsrechtssachen) einen großen Raum ein. 
Bei allgemein rückläufiger Tendenz der Gesamtzahl der 
Streitfälle beträgt ihr Anteil an den erstinstanzlichen 
Verfahren seit geraumer Zeit durchschnittlich etwa 
25%. Hinzu kommen etwa 8% statistisch gesondert 
ausgewiesene Streitfälle wegen Lohnrückforderungen 
der Betriebe, so daß insgesamt etwa ein Drittel der 
von den Gerichten auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
erstinstanzlich zu verhandelnden und zu entscheiden­
den Fragen auf Lohnstreitigkeiten entfällt.
Die Fragen des Arbeitslohns gewinnen ihre Bedeutung 
vor allem aus dem unmittelbaren Zusammenhang mit 
der Durchsetzung des ökonomischen Gesetzes der Ver­
teilung nach der Arbeitsleistung. Sie berühren das 
Leben jedes Arbeiters und Angestellten, die ihre Ver­
hältnisse wesentlich in Abhängigkeit von den Arbeits­
einkünften gestalten. Mit der richtigen Verhandlung und 
Entscheidung von Lohnstreitigkeiten sowie durch die 
Auswertung der Verfahren tragen die Gerichte unmit­
telbar zur Anwendung der ökosomischen Hebel im Be­
reich der persönlichen materiellen Interessiertheit bei. 
Indem sie die sachlich in Betracht kommenden gesetz­
lichen Bestimmungen bzw. die kollektivvertraglichen 
Regelungen auf den Lohnstreitfall anwenden und die­
sen danach entscheiden, leisten sie eine über den Einzel­
fall hinausgehende bedeutsame Arbeit.
Die gerichtliche Tätigkeit bei der Entscheidung von 
Lohnstreitigkeiten gehört zur Sphäre der staatlich- 
rechtlichen Leitung auf dem Gebiet des Arbeitslohns. 
In der staatlichen und wirtschaftsleitenden Tätigkeit geht 
es vor allem um Fragen der Tarifpolitik, der Arbeits­
normen, Kennziffern, Lohnformen, der qualitativen 
Arbeitsbewertung (Arbeitsklassifizierung), ihrer ein­

heitlichen und richtigen Handhabung. Diese Tätigkeit 
zur Durchsetzung des ökonomischen Gesetzes der Ver­
teilung nach der Arbeitsleistung vollzieht sich haupt­
sächlich im koordinierenden bzw. gestaltenden Zusam­
menwirken der Organe,' in ihrer bewußtseinsbildenden 
Arbeit und ihren leitenden Maßnahmen, ohne daß es 
der Rechtsprechung bedarf. Ihre Grundlage ist die 
prinzipielle Übereinstimmung der gesellschaftlichen mit 
den persönlichen Interessen.
Die eingangs getroffenen Feststellungen über den An­
teil der Lohnstreitigkeiten an der Gesamtzahl der erst­
instanzlichen arbeitsrechtlichen Verfahren stehen hier­
zu keinesfalls im Widerspruch. Das ergibt sich schon 
aus der insgesamt niedrigen Zahl von Streitfällen über 
die Verwirklichung von Rechten und Pflichten aus dem 
Arbeitsrechtsverhältnis, die — soweit sie nicht bereits 
durch die Konfliktkommissionen gelöst werden konnten 
— zu den Gerichten gelangen. Soweit aber Streitfälle 
auftreten, liegen ihre Ursachen in Widersprüchen, die 
in unserer gesellschaftlichen Entwicklung entstehen und 
in diesem Prozeß gelöst werden. Sie sind auch in Män­
geln der Leitungstätigkeit, in Unkenntnis der gesetzli­
chen Bestimmungen, in Vernachlässigung der Arbeit 
mit den Menschen sowie in ungenügender Aufklärungs­
und Überzeugungsarbeit zu erblicken. Manche dieser 
Erscheinungen werden durch Mängel verstärkt, die eini­
gen rechtlichen Regelungen anhaften. Die Entwicklung 
zeigt aber, daß wir bei der Beseitigung dieser Ursachen 
vorankommen.
In der Rechtsprechung auf dem Gebiet des Arbeits­
lohns. werden die in Rechtsnormen fixierten gesell­
schaftlichen Erkenntnisse zur Nutzung des Wirkens 
ökonomischer Gesetzmäßigkeiten, besonders des ökono­
mischen Gesetzes der Verteilung nach der Arbeitslei­
stung, umgesetzt. Dies geschieht durch eine mit staat­
licher Autorität ausgestattete Entscheidung im einzelnen 
Streitfall. An ihrem Zustandekommen wirken gesell­
schaftliche Kräfte mit, vor allem die Gewerkschaften 
und die Arbeitskollektive in den Betrieben, nicht zu­
letzt auch die Schöffen.
Die in der Rechtsprechung sich verkörpernde staatlich­
rechtliche Leitung zeigt sinnfällig die enge Verbindung 
von Ökonomie und Recht. Die gerichtliche Entscheidung 
als staatlicher Leitungsakt und das ihr vorausgegangene 
Verfahren können und dürfen nicht lediglich juristische 
Einzelfallösung sein. Sie erheben sich über diesen Rah­
men und erlangen beispielhafte Bedeutung. Die Richtig­
keit und Überzeugungskraft der Entscheidung bestim­
men regelmäßig nicht nur das Verhalten der unmittel­
bar am Streitfall Beteiligten. Auch die betriebliche Pra­
xis orientiert sich danach. Auf diese Weise nehmen die
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